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freie Welt, wozu nach seiner Meinung die USA gehören, 
die Entscheidung des Volkes mit Füßen tritt, wenn sie 
gegen die .geheiligten Interessen des Profits ausfällt.

Was hinderte aber trotz der ablehnenden, gegnerischen 
Haltung der USA die damalige staatliche Verwaltung 
Hessens, in der die Sozialdemokraten in der Mehrheit 
waren, und die späteren rein sozialdemokratischen Re­
gierungen sowie den Parteivorstand der SPD daran, die 
Massen in ganz Deutschland dazu aufzurufen und der 
demokratischen Entscheidung des Volkes Respekt zu ver­
schaffen und sie durchzusetzen? Die deutsche Arbeiter­
klasse hat doch z. B. im Kapp-Putsch und im Cuno-Streik 
gezeigt, wie und wie schnell der Wille des Volkes durch­
zusetzen ist. Aber nichts von alledem geschah! Hessen mit 
seinen rein sozialdemokratischen Regierungen ist das 
klassische Beispiel dafür, daß der sogenannte demokra­
tische Sozialismus nicht zur Festigung und Stärkung der 
Positionen der Arbeiterklasse, sondern zur Restaurierung 
und Förderung der reaktionären Kräfte führt. Wer wirk­
lich den Sozialismus will, der muß die Frage nach der 
Macht der Arbeiterklasse im Bündnis mit den Bauern 
stellen, der muß dafür kämpfen, daß die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen beseitigt wird!

Im Rechenschaftsbericht unseres Zentralkomitees 
sprach Genosse Walter Ulbricht davon, daß wir jede 
Tätigkeit und jede Stellungnahme der Sozialdemokratie 
und der Gewerkschaften begrüßen und bereit sind, sie 
zu unterstützen, wenn sie im Interesse des Friedens, der 
Verständigung und der Arbeiterklasse liegen. Ebenso not­
wendig ist es aber auch, alle jene Handlungen der Sozial­
demokratie und Gewerkschaften, die sich gegen die Inter­
essen der Arbeiterklasse und der Nation richten, aufzu­
decken, zu kritisieren und anzuprangem. Kein Argument 
der Spalter zur Irreführung der Werktätigen gegen die 
Kommunisten, gegen die Deutsche Demokratische Re­
publik, gegen das Lager des Friedens darf imbeantwortet 
bleiben. Wir dürfen und werden nicht zulassen, daß sie

»Die Mitglieder der SPD und auch die Mitglieder der G< 
werksehaften in Westdeutschland stehen vor der Frage, ob s 
für die Sicherung des Friedens kämpfen oder Opfer der EV 
und des amerikanischen Krieges werden wollen, den die wes 
deutschen und amerikanischen Militaristen gemeinsam vo 
bereiten. Die neue Lage seit der Berliner Konferenz macht eil 
wirkliche Neuorientierung der SPD nötig, eine Orientierui 
auf die Aktionseinheit der Arbeiterschaft.

Wir schlagen einen offenen Meinungsaustausch über al 
Fragen vor, die die Lebensinteressen der deutschen Nation ui 
die Interessen der deutschen Arbeiterklasse betreffen.

Wir schlagen den Austausch von Delegationen sozialdem 
kratischer Arbeiter aus Westdeutschland und Delegationen v< 
SED-Mitgliedem aus der Deutschen Demokratischen Republ 
vor.

Es muß alles unternommen werden, damit die Arbeiterschs 
beider Teile Deutschlands zusammenkommt, denn von der Z 
sammenarbeit und der Aktionseinheit der deutschen Arbeite 
klasse hängt die Erhaltung des Friedens und die Zukur 
Deutschlands ab.

Gegenüber dem Block der Militaristen, der in Westdeutsc 
land unter der Führung der Bonner Regierungsparteien gebilc 
wird, gilt es, einen Arbeiterblock aller Sozialdemokrat* 
Kommunisten, Gewerkschafter, parteilosen und christlich 
Arbeiter zu schaffen


